Aktuelle Urteile und
Verwaltungsanweisungen

	Die nachfolgende Zusammenstellung von Rechtsprechungen und Verwaltungshinweisen zu speziellen Steuerfragen im Bereich Gastronomie und Tourismus soll eine Arbeitshilfe für die Erstberatung und eine Recherchehilfe für die individuelle gutachterliche Beurteilung im jeweiligen Beratungsfall sein. Die Anordnung erfolgt in zeitlicher Reihenfolge, wobei jeweils die neuesten Quellen hinten stehen. Das bedeutet keine Stellungnahme zur aktuellen Rechtslage oder dass ein neueres Urteil „besser“ oder aktueller ist als ein älteres: Wie jeder Fachmann weiß, kann ein Finanzgerichtsurteil jederzeit durch eine BFH-Rechtsprechung überholt sein und ein BFH-Urteil durch eine Verwaltungsregelung (Nichtanwendungserlass) oder auch durch eine rückwirkende Gesetzesänderung im konkreten Anwendungsfall nicht anwendbar sein.

	Für Korrekturen, ergänzende Hinweise und Anregungen sind die Autoren dankbar!


	Verwaltungsanweisung
	Anwendung des ermäßigten Umsatzsteuersatzes für Beherbergungsleistungen; Folgen für die Umsatz- und Lohnbesteuerung
	BMF-Schreiben v. 05.03.2010 – IV D 2 - S 7210/07/10003 – IV C 5 - S 2353/09/10008

	Verwaltungsanweisung
	Abgrenzung von Lieferungen und sonstigen Leistungen bei der Abgabe von Speisen und Getränken; Bestuhlung in Kinos, Sporthallen und Stadien ist nicht als Verzehreinrichtung anzusehen, sofern keine zusätzlichen Vorrichtungen vorhanden sind; ebenfalls nicht Getränkehalter an der Bestuhlung
	BMF-Schreiben v. 29.03.2010 – IV D 2 – S 7100/07/10050

	Rechtsprechung
	Keine Schätzung, wenn Einnahmen feststehen Eine formelle Ordnungsmäßigkeit der Buchführung löst die Vermutung ihrer sachlichen Richtigkeit aus. Bei Widerlegung der Vermutung ergibt sich aus der gesetzlichen Einschränkung „soweit“, dass die sachlich unrichtigen Teile der Buchführung richtig zu stellen sind, d.h., nur die Teile der Buchführung sind zu korrigieren, auf die sich die sachlichen Beanstandungen beziehen. Es besteht ein Vorrang der Sachverhaltsermittlung und -feststellung gegenüber einer Schätzung von Besteuerungsgrundlagen.
	BFH, Urt. v. 13.07.2010 – V B 121/09

	Rechtsprechung
	Hat eine Stadt einen Bürgersaal an eine GmbH vermietet, die ihrerseits den Saal in der Folgezeit zur kurzfristigen Nutzung an Unternehmen, Vereine, Verbände, Parteien etc. vermietete, steht der Option der Stadt zur Steuerpflicht ihrer Vermietungsumsätze an die GmbH die Vorschrift des § 9 Abs. 2 UStG nicht entgegen, wenn die GmbH aus der maßgebenden Sicht eines Durchschnittsverbrauchers gegenüber den jeweiligen Endnutzern ein Leistungsbündel erbracht hat, das neben der reinen Grundstücksüberlassung weitere erhebliche und prägende Leistungen der GmbH beinhaltete.
	BFH, Beschl. v. 25.02.2011 – XI B 63/10

	Rechtsprechung
	Abgabe von Speisen an Imbissständen oder in Kinofoyers zum sofortigen Verzehr stellt normalerweise eine Lieferung von Gegenständen dar.
	EuGH, Urt. v. 10.03.2011 – C-497/09, C-499/09, C-501/09 und C-502/09, BStBl II 2013, 256

	Rechtsprechung
	Verkauf von zubereiteten Pizzateilen an einem Imbissstand – Umsatzsteuerrechtliche Abgrenzung von Lieferung und Restaurationsleistung – Berufung auf günstigeres Unionsrecht – Entbehrlichkeit der Aufhebung eines FG-Urteils aus verfahrensrechtlichen Gründen
	BFH, Urt. v. 08.06.2011 – XI R 33/08

	Rechtsprechung
	Abgrenzung Lieferung und Restaurationsleistung – Steuerermäßigte Abgabe von standardisiert zubereiteten Speisen an einem Imbissstand 
Leitsätze
Die Abgabe von Würsten, Pommes frites und ähnlichen standardisiert zubereiteten Speisen an einem nur mit behelfsmäßigen Verzehrvorrichtungen ausgestatteten Imbissstand ist eine einheitliche Leistung, die als Lieferung dem ermäßigten Steuersatz unterliegt.
	BFH, Urt. v. 08.06.2011 – XI R 37/08

	Rechtsprechung
	Inhaltsgleich mit BFH, Urteil vom 08.06.2011 – XI R 37/08 – Abgrenzung Lieferung und Restaurationsleistung – Steuerermäßigte Abgabe von standardisiert zubereiteten Speisen an einem Imbissstand
	BFH, Urt. v. 08.06.2011 – XI R 36/08

	Rechtsprechung
	Inhaltsgleich mit BFH, Urteil vom 08.06.2011 – XI R 37/08 – Abgrenzung Lieferung und Restaurationsleistung – Steuerermäßigte Abgabe von standardisiert zubereiteten Speisen an einem Imbissstand
	BFH, Urt. v. 08.06.2011 – XI R 38/08

	Rechtsprechung
	Verkauf von Popcorn und Nachos in Kinos als Lieferung – Bedeutung von Verzehrvorrichtungen bei der Abgrenzung zwischen Lieferung und sonstiger Leistung 
Leitsätze 
1. Die Umsätze aus dem Verkauf von Nachos und Popcorn an Verkaufstheken im Eingangsbereich zu Kinosälen unterliegen als Lieferungen dem ermäßigten Steuersatz. 
2. Als Dienstleistungselement ist bereitgestelltes Mobiliar des Leistenden nicht zu berücksichtigen, wenn es nicht ausschließlich dazu bestimmt ist, den Verzehr von Lebensmitteln zu erleichtern (Nachfolgeentscheidung zu EuGH, Urt. v. 10.03.2011 – C-497/09, C-499/09, C-501/09, C-502/09).
	BFH, Urt. v. 30.06.2011 – V R 3/07

	Rechtsprechung
	Stadtrundfahrten unterliegen dem ermäßigten Steuersatz – Aufteilung eines einheitlichen Entgelts auf mehrere selbständige Leistungen – Bandansage während einer Stadtrundfahrt als Nebenleistung – Nichtigkeit eines Verwaltungsakts 
Die Steuerermäßigung des § 12 Abs. 2 Nr. 10 UStG für die Beförderung von Personen im genehmigten Linienverkehr ist auch dann gegeben, wenn die Beförderung – wie bei Stadtrundfahrten – dem Freizeit- oder Tourismusverkehr dient. 
Wurde dem Betreiber von Stadtrundfahrten von der zuständigen Verwaltungsbehörde eine straßenverkehrsrechtliche Genehmigung als Linienverkehr nach den §§ 42 oder 43 PersBefG erteilt, ist diese auch von den Finanzbehörden zu beachten, solange sie nicht nichtig ist. 
Umfasst das Beförderungsentgelt für eine Stadtrundfahrt auch Entgelte für die Teilnahme an Führungen zu Sehenswürdigkeiten, handelt es sich um zwei selbständige Leistungen, von denen nur die Beförderung dem ermäßigten Steuersatz unterliegt. Der auf die Führungen mit dem Regelsteuersatz zu besteuernde Anteil ist ggf. im Schätzungsweg zu ermitteln.
	BFH, Urt. v. 30.06.2011 – V R 44/10

	Rechtsprechung
	Regelsteuersatz für Leistungen eines Partyservice – Abgrenzung von Restaurationsleistungen (Dienstleistungen) und Lieferungen von Nahrungsmitteln – Zubereitung der Speisen oder Mahlzeiten als Dienstleistungselement – Standardspeisen – Sicht des Durchschnittsverbrauchers 
Leitsätze 
1. Die Leistungen eines Partyservice stellen grundsätzlich sonstige Leistungen (Dienstleistungen) dar, die dem Regelsteuersatz unterliegen. 
2. Anderes gilt nur dann, wenn der Partyservice lediglich Standardspeisen ohne zusätzliches Dienstleistungselement liefert oder wenn besondere Umstände belegen, dass die Lieferung der Speisen der dominierende Bestandteil des Umsatzes ist.
	BFH, Urt. v. 23.11.2011 – XI R 6/08

	Rechtsprechung
	Ein Lieferdienst, der neben der Lieferung von Speisen, die noch zubereitet werden müssen (hier: Pizza), auch die Lieferung anderer, in Fertigpackungen verpackter Waren (hier: Bier, Wein oder Eiscreme) zu einem bestimmten Preis anbietet, muss in seinen Preislisten und in der Werbung für diese Angebote neben dem Endpreis auch den Grundpreis dieser Waren angeben.
	BGH, Urt. v. 28.06.2012 – I ZR 110/11

	Rechtsprechung
	Dinnershow 
1. Die Kombination von künstlerischen und kulinarischen Elementen in Form einer „Dinnershow“ kann eine komplexe Leistung sein, die dem Regelsteuersatz unterliegt. 
2. Allein der Umstand, dass beide Bestandteile im Wirtschaftsleben auch getrennt erbracht werden, rechtfertigt keine Aufspaltung des Vorgangs, wenn es dem durchschnittlichen Besucher der „Dinnershow“ um die Verbindung beider Elemente geht.
	BFH, Urt. v. 10.01.2013 – V R 31/10, BStBl II, 352; für allgemein anwendbar erklärt durch BMF am 03.05.2013

	Verwaltungsanweisung
	Steuerliche Aspekte der Mittagsversorgung in Schulen durch Schulfördervereine
	BMF-Mitteilung v. 28.01.2013

	Verwaltungsanweisung
	Abgrenzung von Lieferungen und sonstigen Leistungen bei der Abgabe von Speisen und Getränken (Übergangsregelung für vor dem 01.10.2013 bewirkte Umsätze BMF v. 04.11.2013, BStBl I, 1385; weitere Anwendbarkeit bestätigt BMF v. 19.03.2018)
	BMF-Schreiben v. 20.03.2013 – IV D 2 - S 7100/07/10050-06, BStBl I, 444

	Rechtsprechung
	Steuersatz beim Partyservice – Gestaltungsmissbrauch im Umsatzsteuerrecht
	BFH, Urt. v. 11.04.2013 – V R 28/12

	Rechtsprechung
	Kein ermäßigter Steuersatz für Frühstücksleistungen an Hotelgäste 
Bei Übernachtungen in einem Hotel unterliegen nur die unmittelbar der Beherbergung dienenden Leistungen des Hoteliers dem ermäßigten Umsatzsteuersatz von 7 %. Frühstücksleistungen an Hotelgäste gehören nicht dazu; sie sind mit dem Regelsteuersatz von 19 % zu versteuern, auch wenn der Hotelier die „Übernachtung mit Frühstück“ zu einem Pauschalpreis anbietet.
	BFH, Urt. v. 24.04.2013 – XI R 3/11 

	Rechtsprechung
	Umsatzsteuertarif bei Abgabe von frisch zubereiteten Kaffeegetränken an einem Imbissstand
	BFH, Beschl. v. 29.08.2013 – XI B 79/12

	Rechtsprechung
	Aufteilung eines Gesamtkaufpreises – Umsatzsteuerliche Bemessungsgrundlage bei sogenannten „Spar-Menüs“ eines Schnellrestaurantbetreibers 
Es ist nicht ernstlich zweifelhaft, dass die Aufteilung eines Gesamtkaufpreises nach der „einfachstmöglichen“ Aufteilungsmethode zu erfolgen hat. Liefert der Unternehmer die im Rahmen eines Gesamtkaufpreises gelieferten Gegenstände auch einzeln, ist der Gesamtkaufpreis grundsätzlich nach Maßgabe der Einzelverkaufspreise aufzuteilen.
	BFH, Beschl. v. 29.08.2013 – XI B 79/12

	Rechtsprechung
	Bettensteuer wird als zulässig angesehen, soweit nicht auf beruflich bedingte Übernachtungen erhoben.
	OVG Schleswig, Urt. v. 06.02.2014 – 4 KN 2/13; FG Hamburg, Beschl. v. 03.04.2013 – 2 V 26/13; OVG Schleswig, Urt. v. 07.02.2013 – 4 KN 1/12; VG Gelsenkirchen, Urt. v. 27.11.2012 – 19 K 2007/11; VGH Bayern, Urt. v. 22.03.2012 – 4 BV11.1909; OVG Thüringen, Beschl. v. 23.08.2011 – 3 EN 77/11

	Rechtsprechung
	Snacks, kleine Süßigkeiten und Getränke, die an Bord eines Flugzeugs während einer Beförderung innerhalb des Gemeinschaftsgebiets gegen gesondertes Entgelt abgegeben werden, werden nach § 3e UStG am Abgangsort des Flugzeugs geliefert. Es handelt sich nicht um eine Nebenleistung zur Flugbeförderung.
	BFH, Urt. v. 27.02.2014 – V R 14/13, BStBl II, 869; für allgemein anwendbar erklärt durch BMF am 07.10.2014

	Rechtsprechung
	Von einem Hotelier ausgeführte Verpflegungsleistungen sind Nebenleistungen zur Übernachtungsleistung – so eine Entscheidung des BFH gegen die Finanzverwaltung unter Berufung auf die Eu-MwStRL: 
1. Art. 26 der Richtlinie 77/388/EWG über die Margenbesteuerung bei der Erbringung von Reiseleistungen ist nach der Rechtsprechung des EuGH unabhängig von der Unternehmereigenschaft des Leistungsempfängers anzuwenden. 
2. Demgegenüber setzt § 25 Abs. 1 Satz 1 UStG voraus, dass die vom Unternehmer erbrachten Reiseleistungen nicht für das Unternehmen des Leistungsempfängers erbracht werden. Für Reiseleistungen an andere Unternehmer (sog. Kettengeschäft) ist § 25 UStG daher nicht anwendbar. Art. 26 der Richtlinie 77/388/EWG kommt in diesem Fall nur zur Anwendung, wenn sich der Steuerpflichtige auf diese Regelung beruft. 
3. Dienstleistungen eines Hotelunternehmers, wie z.B. Verpflegungsleistungen, die gewöhnlich mit Reisen verbunden sind, nur einen im Vergleich zu den Umsätzen, die die Unterbringung betreffen, geringen Teil des pauschalen Entgelts ausmachen und zudem zu den traditionellen Aufgaben eines Hoteliers gehören, stellen für die Kundschaft lediglich das Mittel dar, um die Hauptdienstleistung des Hoteliers unter optimalen Bedingungen in Anspruch zu nehmen. 
4. Sie sind deshalb Nebenleistungen zu den von § 4 Nr. 12 UStG umfassten und deshalb gemäß § 3a Abs. 2 Nr. 1 UStG am Belegenheitsort des Hotels ausgeführten Übernachtungsleistungen.
	BFH, Urt. v. 20.03.2014 – V R 25/11, BFH/NV 2014, 1173; d.h., die Finanzverwaltung wendet das Urteil nicht an.

	Rechtsprechung
	Steuerberater sind auch zur Vertretung in Beitragsstreitigkeiten – hier Angelegenheiten über Fremdenverkehrsbeiträge gem. § 67 VwGO – befugt
	BVerwG, Urt. v. 20.01.2016 – 10 C 17.14

	Rechtsprechung
	Bei Übernachtungen in einem Hotel unterliegen nur die unmittelbar der Vermietung (Beherbergung) dienenden Leistungen des Hoteliers dem ermäßigten Umsatzsteuersatz von 7 %. 
Die Einräumung von Parkmöglichkeiten an Hotelgäste gehört nicht dazu; sie ist mit dem Regelsteuersatz von 19 % zu versteuern. Das gilt auch dann, wenn hierfür kein gesondertes Entgelt berechnet wird.
	BFH, Urt. v. 01.03.2016, BStBl II, 753; für allgemein anwendbar erklärt durch BMF am 31.08.2016

	Rechtsprechung
	Wiesnbrezn auf dem Oktoberfest
Leitsätze:

Die Abgabe von Brezeln ("Wiesnbrezn") in Festzelten durch einen vom Festzeltbetreiber personenverschiedenen Unternehmer unterliegt dem ermäßigten Steuersatz
	BFH, Urt. v. 03.08.2017 – V R 15/17

	Rechtsprechung
	Zusammenfassend stellt der EuGH in seiner Entscheidung zur Einheitlichkeit einer Leistung (hier: Anwendung eines ermäßigten Steuersatzes auf Stadionführungen bei AJAX Amsterdam) fest: „Nach alledem ist auf die Vorlagefrage zu antworten, dass die Sechste Richtlinie dahin auszulegen ist, dass eine einheitliche Leistung wie die im Ausgangsverfahren fragliche, die aus zwei separaten Bestandteilen, einem Haupt- und einem Nebenbestandteil, besteht, für die bei getrennter Erbringung unterschiedliche Mehrwertsteuersätze gälten, nur zu dem für diese einheitliche Leistung geltenden Mehrwertsteuersatz zu besteuern ist, der sich nach dem Hauptbestandteil richtet, und zwar auch dann, wenn der Preis jedes Bestandteils, der in den vom Verbraucher für die Inanspruchnahme dieser Leistung gezahlten Gesamtpreis einfließt, bestimmt werden kann.“
	EuGH, Urt. v. 18.01.2018 – C-463/16, HFR 2018, 252; bestätigt durch Finanzverwaltung bei Veröffentlichung BFH, Urt. v. 02.08.2018 – V R 6/16

	Rechtsprechung
	Umsatzsteuer im Freizeitpark

Leitsätze:

Die Steuersatzermäßigung nach § 12 Abs. 2 Nr. 7 Buchst. d UStG gilt nicht für ortsgebundene Schaustellungsunternehmen.
	BFH, Urt. v. 02.08.2018 – V R 6/16; Vorinstanz: FG Baden-Württemberg, Außensenate Freiburg, Urt. v. 23.09.2015 - 14 K 4220/12

	Rechtsprechung
	Speisenabgabe in einem Bayerischen Biergarten als Restaurationsumsatz unterliegt dem Regelsteuersatz. Leitsätze:

Der Inhaber einer Fischbraterei in einem Biergarten erbringt dem Regelsteuersatz unterliegende sonstige Leistungen (Restaurationsumsätze), wenn er an Biergartenbesucher gegen Entgelt gegrillte Fische abgibt und er aufgrund von ausdrücklichen oder konkludenten Vereinbarungen mit dem Eigentümer oder Betreiber des Biergartens berechtigt ist, seinen Kunden die Infrastruktur des Biergartens zur Verfügung zu stellen, und dies auch tatsächlich so geschieht.
	BFH, Beschl. v. 13.03.2019 - XI B 89/18
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